
 

 

Schleswig-Holsteinischer Landtag 
Umdruck 16/4055 

Finanzministerium 
des Landes 

Schleswig-Holstein 
 

St

An den 

Finanzministerium | Postfach 7127 | 24171 Kiel 
 

Vorsitzenden 
des Finanzausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Günter Neugebauer, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel 
 
nachrichtlich: 
 
Herrn 
Präsidenten 
des Landesrechnungshofes  
Schleswig-Holstein 
Dr. Aloys Altmann 
Hopfenstr. 30 
24103 Kiel 
 
 
 
Kiel, 11. März 2009  
 
 
Antwort der Landesregierung zu den Fragen der FDP-Fraktion zum Nachtra
haltsentwurf 2009/2010 (Umdruck 16/4043)  
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

anliegend übersende ich Ihnen die Antworten der Landesregierung zu den in o. g

druck gestellten Fragen zum Haushaltsentwurf 2009/2010. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
gez. 
Dr. Arne Wulff 
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Fragen der 
 

 CDU 
 SPD 
X FDP 
 Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
 SSW 

 
   Landtagsfraktion 
   Schleswig-Holstein 
   zum Nachtragshaushaltsentwurf 2009/2010  
 
Einzelplan:  
Seite:  
Kapitel:  
Titel:  
Zweckbestimmung:  
 
Ansatz  Soll HH 2009:  
Ansatz Soll NTE 2009:  
Ansatz Soll HH 2010:  
Ansatz Soll NTE 2010:  
 
Frage/Sachverhalt: 
Frage 1: 
Allgemeine Fragen zum Begründungsteil 
 
Frage 1.1.: In welcher Höhe rechnet die Landesregierung mit einer Inanspruchnahme der im 
Ansatz befindlichen globalen Steuermindereinnahme von 56 Mio. Euro für 2009? 
 
Frage 1.2.: Auf welche Höhe belaufen sich die Rücklagen zum 31.12.2008 und wie hoch sind 
rechnerisch die Rücklagen nach den von der Landesregierung geplanten Auflösungen durch 
den Nachtragshaushalt? 
 
Frage 1.3.: Warum sollen die Kreise (§ 2 Änderung Finanzausgleichsgesetz, S. 6 der Vorlage) 
den erhöhten Verwaltungsaufwand aus den Ausgleichszuweisungen – und damit quasi selbst 
zahlen? 
 
 
Antwort der Landesregierung: 
 
Zu 1.1.: 
In voller Höhe u. a. auf Grund der Wiedereinführung der Pauschale gem. § 9 Abs. 2 Satz 2 
EStG ohne die Beschränkung auf Entfernungen erst ab dem 21. Kilometer (Pendlerpauschale) 
und der seit der letzten Steuerschätzung beschlossenen Steuerrechtsänderungen. 
 
Zu 1.2.: 
Ausweislich des vorläufigen Abschlusses 2008 beträgt die Höhe der Rücklagen des Landes 
zum 31.12.2008 619,1 Mio. €. Die endgültige Höhe wird im Rahmen der Vermögensübersicht 
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für das Haushaltsjahr 2008 festgestellt. 
 
Erfolgten lediglich die laut Nachtragshaushalt 2009/2010 geplanten Entnahmen und 
Zuführungen 2009 und 2010 würde die Höhe der Rücklagen zum 31.12.2010 voraussichtlich 
271,7 Mio. € betragen. Über die Verwendung der weiteren, z. B. für den KFA gebildeten, 
Rücklagen ist im Laufe des Jahres 2009 zu entscheiden. 
 
Zu 1.3.: 
Die in § 31 d Abs. 4 a FAG vorgesehene Regelung gibt die Vereinbarung wieder, die mit den 
kommunalen Landesverbänden und der Landesarbeitsgemeinschaft der freien 
Wohlfahrtsverbände zu den Verwaltungskosten für den beitragsfreien Kindergartenbesuch im 
Januar 2009 getroffen wurde.  
Die Schätzungen, auf denen die Ausgleichszahlungen beruhen, berücksichtigen auch den 
Verwaltungsaufwand. Diese Schätzungen beziehen sich auf das Jahr 2010, für das zudem eine 
Steigerungsrate berücksichtigt wurde (vgl. Haushaltsstrukturgesetz 09/10, Begründung zu § 25 
Abs. 5 KiTaG und Begründung zu § 31 d FAG; Bericht der Landesregierung „Umsetzung eines 
beitragsfreien Kindertagesstättenjahres sowie Fortführung des Projektes „Kein Kind ohne 
Mahlzeit“ in Schleswig-Holstein“ [Drs. 16/2277]). Nach den zum jetzigen Zeitpunkt möglichen 
Prognosen ist damit ein ausreichender Spielraum zur Berücksichtigung von Verwaltungskosten 
gegeben.  
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Fragen der 
 

 CDU 
 SPD 
x FDP 
 Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
 SSW 

 
   Landtagsfraktion 
   Schleswig-Holstein 
   zum Nachtragshaushaltsentwurf 2009/2010  
 
Einzelplan: 03 
Seite: 3 
Kapitel: 03 06 
Titel: 685 34 Bibliothekstantieme 
Zweckbestimmung:  
 
Ansatz  Soll HH 2009: 445,0 
Ansatz Soll NTE 2009: 545,0 
Ansatz Soll HH 2010:  
Ansatz Soll NTE 2010:  
 
Frage/Sachverhalt: 
Frage 2: 
Frage 2.1: Was sind die Gründe für die Erhöhung?  
Frage 2.2.: Wenn ein Vertrag besteht, hätte die Summe doch bereits feststehen müssen?  
 
Antwort der Landesregierung: 
Zu 2.1.: Die Bibliothekstantieme ist eine im Rahmen des Urheberrechts vorgesehene Regelung 
über die Vergütung von Urhebern durch Bibliotheken. Die Einzelheiten der Abgeltung regeln 
Verträge zwischen dem Bund und den Ländern einerseits sowie den 
Verwertungsgesellschaften andererseits. Der Bund beteiligt sich an den Gesamtkosten mit 10% 
und die Länder tragen 90%. Der Anteil der einzelnen Länder richtet sich nach dem Königsteiner 
Schlüssel. Die Verwertungsgesellschaften haben seit 2006 eine Erhöhung verlangt. Da keine 
Einigung der Vertragsparteien erzielt werden konnte, wurde ein Schiedsverfahren eingeleitet. In 
einem jetzt vorliegenden Vertragsentwurf wird für 2006 und 2007 eine Nachzahlung von 15% 
pro Haushaltsjahr und für 2008 und 2009 in Höhe von je 5% geltend gemacht. Für Schleswig-
Holstein ergibt sich eine Nachzahlungssumme von 156.600 €. In 2010 wird der erhöhte Bedarf 
aus dem Kulturhaushalt gedeckt. 
 
Zu 2.2.: Dem „Vertragsentwurf über die Abwicklung urheberrechtlicher Ansprüche bis 
einschließlich 2009“ haben die KMK am 04.12.2008 und die FMK erst am 29.01.2009 
zugestimmt. 
Da das Erhöhungsverlangen bekannt war, aber nicht die Anspruchssumme, wurden in 2008 
bereits 60 T€ aus dem Kulturhaushalt an die KMK gezahlt, so dass in 2009 noch etwa 100.000 
€ zu zahlen sind. Ein Zahlungsplan liegt bisher noch nicht vor, lediglich der Vertragsentwurf 
über die zu erwartenden Summen. 
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Fragen der 
 

 CDU 
 SPD 
x FDP 
 Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
 SSW 

 
   Landtagsfraktion 
   Schleswig-Holstein 
   zum Nachtragshaushaltsentwurf 2009/2010  
 
Einzelplan: 04 
Seite: 8 
Kapitel: 04 10 
Titel: 811 01  
Zweckbestimmung: Erwerb von Dienstfahrzeugen 
 
Ansatz  Soll HH 2009: 2.365,0 
Ansatz Soll NTE 2009: 7.524,4 
Ansatz Soll HH 2010: 2.413,0 
Ansatz Soll NTE 2010: 14.021,5 
 
Frage/Sachverhalt: 
Frage 3: 
Frage 3.1.: Welche Anschaffungen sind im Einzelnen geplant?  
Frage 3.2.: Wie begründet die Landesregierung die Notwendigkeit der Neuanschaffungen? 
 
 
 
 
 
 
Antwort der Landesregierung: 
Zu 1.: 
Es sind Ersatzbeschaffungen für alle bislang geleasten sowie für die in den Jahren 2009 und 
2010 auszusondernden Kraftfahrzeuge geplant. 
 
Zu 2.: 
Nach Abbau des Überhangs ist jedes ausgesonderte oder durch Auslaufen des Leasing-
vertrags zurückzugebende KFZ zu ersetzen, um den Soll-Bestand an Kraftfahrzeugen der 
Polizei beizubehalten. 
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Fragen der 

 
 CDU 
 SPD 
x FDP 
 Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
 SSW 

 
   Landtagsfraktion 
   Schleswig-Holstein 
   zum Nachtragshaushaltsentwurf 2009/2010  
 
Einzelplan: 05 
Seite: 10 
Kapitel: 05 01 
Titel: 422 01  
Zweckbestimmung: Bezüge der planmäßigen Beamten 
 
Ansatz  Soll HH 2009: 1.276,4 
Ansatz Soll NTE 2009: 1.428,4 
Ansatz Soll HH 2010: 1.070,8 
Ansatz Soll NTE 2010: 1.222,8 
 
Frage/Sachverhalt: 
Frage 4: 
Wie wurde vorher das ZIP gesteuert und controllt? 
 
 
 
 
Antwort der Landesregierung: 
Das Gesetz zur Umsetzung von Zukunftsinvestitionen der Kommunen und Länder 
(Zukunftsinvestitionsgesetz– ZuInvG) hat es vorher nicht gegeben. Das Gesetz ist am 
13.02.2009 als Artikel 7 des Gesetzes zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in 
Deutschland (BT-Drs. 120/09) vom Deutschen Bundestag verabschiedet worden. Der 
Bundesrat hat am 20.02.2009 zugestimmt. 
Die Verkündung erfolgte am 05.03.2009 im BGBL. Teil I Nr. 11. Am 06.03.2009 ist das Gesetz 
in Kraft getreten. 
 
Die erforderlichen haushaltsgesetzlichen Ermächtigungen zur Umsetzung des Gesetzes in 
Schleswig-Holstein werden mit dem Nachtragshaushaltsentwurf eingeworben. Erst wenn der 
Nachtragshaushalt beschlossen wird, kann mit der Umsetzung, Steuerung und dem Controlling 
begonnen werden.  
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Fragen der 
 

 CDU 
 SPD 
x FDP 
 Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
 SSW 

 
   Landtagsfraktion 
   Schleswig-Holstein 
   zum Nachtragshaushaltsentwurf 2009/2010  
 
Einzelplan: 11 
Seite: 40 
Kapitel: 11 11 
Titel: MG 03  
Zweckbestimmung: Finanzhilfen nach Art. 104 GG (Konjunkturpaket II)  
 
Ansatz  Soll HH 2009:  
Ansatz Soll NTE 2009:  
Ansatz Soll HH 2010:  
Ansatz Soll NTE 2010:  
 
Frage/Sachverhalt: 
Frage 5: 
Bitte folgende Unterlagen vorlegen: 

1. Förderrichtlinien zum „Zukunftsprogramm Bildung und Infrastruktur“ 
2. Verordnung zum Abrufungsverfahren der Mittel 

 
Wann rechnet die Landesregierung damit, dass die ersten Aufträge ausgeschrieben bzw.  
vergeben werden?  
Wie wird die Landesregierung sicherstellen, dass eine mittelstandsfreundliche Ausgestaltung 
der Vergabe der öffentlichen Aufträge erfolgt? 
 
Antwort der Landesregierung: 
Die Förderrichtlinien befinden sich noch in der Abstimmung.  
 
Die Vorgaben des Bundes zum Abruf der Mittel sind als Anlage beigefügt.  
 
Nach § 5 Zukunftsinvestitionsgesetz können Maßnahmen gefördert werden, wenn sie am 27. 
Januar 2009 oder später begonnen wurden (Stichtagsregelung).  
 
Die Landesregierung hat für die Zeit der Umsetzung des Zukunftsinvestitionsgesetzes 
Erleichterungen im Vergaberecht durch Anhebung der Schwellenwerte für freihändige und 
beschränkte Vergaben vorgenommen. Die Schleswig-Holsteinische Vergabeverordnung 
(SHVgVO) wurde entsprechend geändert. 
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Fragen der 
 

 CDU 
 SPD 
x FDP 
 Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
 SSW 

 
   Landtagsfraktion 
   Schleswig-Holstein 
   zum Nachtragshaushaltsentwurf 2009/2010  
 
Einzelplan: 13 
Seite: 50 
Kapitel: 13 15 
Titel: 685 02 ff.  
Zweckbestimmung: Diverse Betriebszuschüsse  
 
Ansatz  Soll HH 2009:  
Ansatz Soll NTE 2009:  
Ansatz Soll HH 2010:  
Ansatz Soll NTE 2010:  
 
Frage/Sachverhalt: 
Frage 6: 
Bitte den Sachverhalt genauer erläutern.  
 
 
 
 
 
 
Antwort der Landesregierung: 
Im Einzelplan 13 wurden die Betriebszuschüsse für den Landesbetrieb für Küstenschutz, 
Nationalpark und Meeresschutz Schleswig-Holstein um zusammen rund 1,4 Millionen Euro 
erhöht; aufgeteilt auf die entsprechenden Zuschusstitel. In gleicher Höhe gab es im 
Haushaltsjahr 2008 Haushaltsminderausgaben. Diese sollten in eine Rücklage überführt 
werden, was aber durch eine versehentlich falsche Buchung im SAP-System nicht erfolgreich 
vollzogen worden ist. Die Erhöhung der Titelansätze stellt den ursprünglich beabsichtigten 
Zustand wieder her. 
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